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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) dankt für die Übersendung des Ent-

wurfes und erstattet dazu folgende 

 

Stellungnahme: 
 

Zunächst bedauert der ÖRAK, dass es zu diesem für die Republik Österreich äußerst rich-

tungsweisenden Gesetzesentwurf kein ordentliches Begutachtungsverfahren gegeben hat. 

Die Ausschussbegutachtung kommt mit einer minimalen Frist von nur sechs Werktagen 

aus und endet an einem Sonntag (!). 

 

Der ÖRAK appelliert zum wiederholten Mal, die vom Verfassungsdienst empfohlene (GZ 

BKA-600.614/0002-V/2/2008) zeitlich angemessene Mindestbegutachtungsfrist insb bei 

Gesetzesvorhaben, die grundlegende Veränderungen in bestehende materiell-rechtliche 

Bestimmungen zum Inhalt haben, einzuhalten. 

 

 

Inhaltlich nimmt der ÖRAK zu folgenden Teilen Stellung: 

 

5. Abschnitt Justiz und Inneres 

 

Die vorgeschlagenen Regeln dienen offenbar zum einen, Einsparungen im Justizbetrieb 

zu erzielen, zum anderen aber auch der Erhöhung des allgemeinen Steueraufkom-

mens. Der ÖRAK weist wiederholt darauf hin, dass laut Studie des Europarates der 
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Deckungsgrad der Justiz (ohne Strafvollzug) durch Gerichtsgebühren 117 % beträgt1. 

Da die Gerichtsgebühren im April 2025 um 23% angehoben worden sind, ist davon 

auszugehen, dass der Deckungsgrad mittlerweile weitaus höher ist. Österreich ist so-

mit das einzige Land, das mehr Gerichtsgebühren einnimmt, als es für den eigentlichen 

Justizbetrieb (ohne Strafvollzug) ausgibt. 

 

In diesem Zusammenhang sind Einsparungen in der Justiz und gleichzeitig weitere 

Erhöhungen der Gebühren rechtsstaatlich höchst bedenklich und strikt abzulehnen. 

 

 

Artikel 12 (ABGB) 

 

Die Sunset-Klausel des § 1503 Abs 27 soll um sechs Monate von 30.06.2028 auf 

31.12.2028 verlängert werden. Bis zu diesem Datum können Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte (und Notarinnen und Notare) auch dann als Erwachsenenvertreter be-

stellt werden, wenn keine rechtlichen Angelegenheiten zu besorgen sind. Diese Rege-

lung stellt eine außergewöhnliche Belastung und ein Sonderopfer für diese Berufsgrup-

pen dar, da sie für die sozialarbeiterische Tätigkeit weder ausgebildet noch besser als 

andere Berufsgruppen geeignet sind; überdies ist diese Tätigkeit in vielen Fällen auch 

noch kostenlos zu erbringen. Eine Verlängerung, wenn auch nur um sechs Monate, ist 

sachlich nicht gerechtfertigt.  

 

Strukturelle Reformen der Erwachsenenvertretung sind überfällig, die aber auch eine 

Mindestvergütung für die Angehörigen der freien Berufe zu beinhalten haben, die 

staatlich gewährleistet sein muss, wenn das Vermögen der Betroffenen keine Vergü-

tungszahlungen für die Tätigkeit der Erwachsenenvertretung zulässt. 

 

 

Artikel 14 (GGG) 

 

Gem § 2 Z 1 lit c soll eine Pauschalgebühr in Höhe des Viertels der Pauschalgebühr 

für die Berufung (TP2) dann fällig werden, wenn eine Berufung angemeldet, jedoch 

nicht ausgeführt wird. 

 

Diese Neuregelung ist strikt abzulehnen. Die Pauschalgebühr nach TP 1 ist eine Pau-

schalgebühr für das gesamte erstinstanzliche Verfahren. Zu diesem gehört natürlich 

auch die schriftliche Urteilsausfertigung. Demgegenüber ist die Pauschalgebühr nach 

TP 2 eine solche, die ausschließlich das Verfahren vor dem Rechtsmittelgericht betrifft. 

 

Wird eine Berufung nicht ausgeführt, beschäftigt sich das Rechtsmittelgericht auch 

nicht mit dieser, sodass überhaupt nicht einzusehen ist, weshalb dennoch eine (antei-

lige) Pauschalgebühr für das Rechtsmittelverfahren fällig werden soll. Das führt zu 

einer Systemwidrigkeit bei der Vorschreibung von Pauschalgebühren. 

 

De facto führt also diese Neuregelung dazu, dass eine weitere Pauschalgebühr dafür 

bezahlt werden soll, damit eine Partei eine schriftliche Urteilsausfertigung erhält.  

 

Nun ist aber auch zu bedenken: Bei der mündlichen Verkündung eines Urteils sind zwar 

die wesentlichen Urteilsgründe zusammenzufassen. Es kann jedoch nur aus der 

 
1 CEPEJ - Report "European judicial systems – CEPEJ Evaluation report – 2024 Evaluation 
cycle (2022 data)". 
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vollständigen Urteilsausfertigung beurteilt werden, ob beispielsweise eine Tatsachen-

rüge erfolgreich sein kann, denn hier kommt es ausschließlich auf die getroffene Be-

weiswürdigung an, die so nicht in der mündlichen Begründung ausgeführt wird. Eben-

falls kann kaum beurteilt werden, ob etwaige Verfahrensmängel mit Aussicht auf Erfolg 

geltend gemacht werden können. 

 

Erwägt eine unterlegene Partei ein Rechtsmittel, kann sie die Chancen für die Erhebung 

eines solchen ausschließlich nach Vorliegen des ausgefertigten vollständigen Urteils 

beurteilen. Es ist rechtsstaatlich bedenklich, dafür eine weitere Gebühr, nämlich ein 

Viertel der Pauschalgebühr nach TP 2, zusätzlich bezahlen zu müssen, wenn doch die 

Pauschalgebühr für das gesamte erstinstanzliche Verfahren nach TP 1 bereits entrich-

tet ist. 

 

Zudem liegt es nicht in der Hand der Partei, ob ein Urteil mündlich verkündet wird oder 

nicht, auch wenn die mündliche Verkündung laut ZPO der Regelfall sein sollte. Mit 

dieser Neuregelung wird somit eine bedenkliche Ungleichbehandlung geschaffen, je 

nachdem ob das Urteil bei Schluss der Verhandlung mündlich verkündet wird oder der 

schriftlichen Ausfertigung vorbehalten wird. Im letzteren Fall erhalten die Parteien eine 

schriftliche (vollständige) Urteilsausfertigung, ohne dafür zusätzliche Gerichtsgebüh-

ren entrichten zu müssen, während sie im ersten Fall nur ein Protokoll mit dem münd-

lich verkündeten Urteil samt kurz zusammengefasster Urteilsbegründung erhalten und 

erst nach Entrichtung einer weiteren Gebühr zur schriftlichen Urteilsausfertigung kom-

men können. 

 

Eine solche Regelung lässt deutliche Bedenken auf Gleichheits- und somit Verfassungs-

widrigkeit aufkommen.  

 

Befremdlich mutet die Begründung in den Erläuternden Bemerkungen dahingehend an, 

die Praxis würde zeigen, dass viele Berufungen nur angemeldet, jedoch nicht ausge-

führt werden. Dazu fehlt aber jede Evidenz, um die Sinnhaftigkeit der nun geplanten 

Maßnahme schon aus administrativer Sicht beurteilen zu können. Bei diesen Ausfüh-

rungen wird überdies ausgeblendet, was die Motivation der unterbliebenen Berufungs-

ausführung ist. Nach unserer Einschätzung werden Rechtsmittel in erster Linie deshalb 

letztlich nicht ausgeführt, wenn die unterlegene Partei aus der schriftlichen Urteilsbe-

gründung ihre Chancen für ein Obsiegen bei einer Berufung einschätzen kann und bei 

einem überzeugend ausgeführten Urteil die Partei von der Berufung absieht. 

 

Nach § 18 Z 5 soll der Streitwert für diese Pauschalgebühr den Teil des Streitwertes 

betragen, mit dem die die Berufung anmeldende Partei unterlegen ist. 

 

Sollte diese rechtsstaatlich und verfassungsrechtlich höchst problematische Bestim-

mung überhaupt beschlossen werden, wäre diesbezüglich klarzustellen, dass dann je-

denfalls keine Pauschalgebühr anfällt, wenn die Berufung nicht hinsichtlich des gesam-

ten unterlegenen Teiles bzw eines Teiles davon, ausgeführt wird. Zum einen ist eine 

teilweise Anmeldung nicht möglich und zum anderen kann sich die Sinnhaftigkeit einer 

Teilausführung des Rechtsmittels eben erst aus der schriftlichen Ausfertigung ergeben. 

 

Die Klarstellung in § 31a Abs 3 für den Fall, dass es zwischen Klagseinbringung und 

Klagsausdehnung zu einer Erhöhung der Pauschalgebühr kommt, bei Ermittlung der 

Ergänzungsgebühren anstelle der tatsächlich entrichteten Pauschalgebühr jenen Ge-

bührenbetrag einzurechnen, der dem entrichteten Betrag nach der Erhöhung entspre-

chen würde, ist ausdrücklich zu begrüßen. 
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Die Anmerkung 4a in TP 9, dass Anregungen, die zu amtswegigen Tätigkeiten des 

Grundbuchgerichtes führen wie Adressänderungen, keine Eingabegebühr auslösen, ist 

zu begrüßen. Dasselbe betrifft auch die Ergänzung der Anmerkung 5 in TP 9, wonach 

Eintragungen zur Berichtigung vorangegangener Löschungen, die auf Gerichtsfehlern 

beruhen, keine Eintragungspflicht auslösen. 

 

 

Artikel 15 (GEG) 

 

Der Entfall der Kostentragung minderjähriger Kinder im Außerstreitverfahren in Kind-

schaftsangelegenheiten ist zu begrüßen. 

 

 

Artikel 16 (Justizbetreuungsagentur-Gesetz) 

 

Dem Rechtschutzbeauftragten sollen juristische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 

Personen zur technischen bzw administrativen Unterstützung auch weiterhin (nur) 

über die Justizbetreuungsagentur zur Verfügung gestellt werden, anstatt sie in den 

Bundesdienst aufzunehmen. Es wird sohin eine als Übergangslösung gedachte Rege-

lung perpetuiert, da eine Deckung des Personalbedarfs durch Aufnahme in den Bun-

desdienst aufgrund der budgetären Konsolidierungs- und Sparvorgaben nicht in Be-

tracht komme. Diese Argumentation ist nicht nachvollziehbar, denn sie impliziert, dass 

dem Rechtsschutzbeauftragten trotz dessen rechtsstaatlich zentrale Bedeutung nur 

„billigeres“ – weniger qualifiziertes? – Personal (über die Justizbetreuungsagentur) zur 

Verfügung gestellt werden soll. 

 

 

Artikel 21 (ZPO) 

 

Mit dem Gesetzesvorschlag wird geplant, die Grenze für die sogenannte „Bagatellbe-

rufung“ von € 2.700,- auf € 3.500,- anzuheben. 

 

Die Einschränkungen der Anfechtbarkeit von Urteilen in sogenannten „Bagatell-Fällen“ 

per se und erst recht die Anhebung der Streitwertgrenze ist aus rechtsstaatlicher Sicht 

klar abzulehnen. 

 

Damit sind fehlerhafte Urteile erster Instanz praktisch in jenen Fällen jeder wirksamen 

Kontrolle entzogen, wenn sie diese  Streitwert-Grenze nicht überschreiten. Nicht nur 

eine mangelhafte Beweiswürdigung, sondern vielmehr sämtliche Verfahrensmängel, 

die nicht gerade eine Nichtigkeit begründen, können nicht geltend gemacht werden. 

So kann zB ein Gericht relevante Beweismittel nicht zulassen oder relevante Erhebun-

gen bei der Beweisaufnahme unterlassen, ohne Sanktionen zu befürchten, was aus 

rechtsstaatlicher Sicht höchst bedenklich ist. 

 

Statt der Erhöhung der Streitwertgrenze wäre die Einschränkung der Anfechtbarkeit in 

den sogenannten „Bagatell-Fällen“ aus rechtsstaatlicher Sicht vielmehr gänzlich abzu-

schaffen. Beträge bis zu € 2.700,- oder € 3.500,- (mit der Neuregelung) sind schlicht 

keine „Bagatell-Beträge“. 

 

Dasselbe betrifft auch die Bestimmungen des § 517 und § 518 hinsichtlich der Re-

kurse. 
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Artikel 23 (StPO) 

 

Eine rechtspolitische Rechtfertigung der Anhebung der Schadenshöhe bei bestimmten 

Vermögensdelikten, ab der diese in die Zuständigkeit des Schöffengerichts fallen, ist 

nicht erkennbar. Ob mit dieser Änderung der Aufwand der Justiz- und Strafverfol-

gungsbehörden tatsächlich verringert wird, scheint aber ebenso fraglich: 

 

Zwar muss die Staatsanwaltschaft in einer (geringfügig) höheren Zahl an Fällen nur 

einen Strafantrag, nicht aber eine Anklageschrift einbringen. Im Hauptverfahren ist 

das Schöffengericht in der Regel nur durch einen Berufsrichter besetzt, sodass eine 

Mehrbelastung gegenüber dem Verfahren vor dem Einzelrichter nicht besteht. Im 

Rechtsmittelverfahren hingegen steigt der Aufwand, da gegen Urteile des Einzelrich-

ters die (umfassende) Berufung wegen Nichtigkeit, Schuld und Strafe offensteht, wo-

hingegen gegen Urteile des Schöffengerichts (nur) Nichtigkeitsbeschwerde und Straf-

berufung erhoben werden können, also der Sachverhalt im Regelfall im Rechtsmittel-

verfahren nicht mehr aufzuarbeiten ist und keine neuen Beweise aufgenommen werden 

müssen. 

 

Rechtspolitisch sinnvoll wäre es, anstelle dieser isoliert in die Zuständigkeit der Schöf-

fengerichte eingreifende Maßnahme über eine Anpassung der Wertgrenzen der Delikts-

qualifikationen nachzudenken, deren Erhöhung ohnedies bereits aufgrund der Inflati-

onsentwicklung geboten erscheint. Eine zusätzlich positive Wirkung dieser Maßnahme 

läge in einer maßvollen Entlastung der Justizanstalten. 

 

 

6. Abschnitt Finanzen 

 

Artikel 25 (EStG) 

 

Es ist vorgesehen, den Kreis der begünstigten Wirtschaftsgüter im Rahmen des investiti-

onsbedingten Gewinnfreibetrags für die Wirtschaftsjahre 2027 bis 2029 auf Realinvestitio-

nen im Sinne des § 10 Abs 3 Z 1 zu beschränken. In diesem Zeitraum sollen somit Inves-

titionen in sämtliche Arten von Wertpapieren nicht mehr zur Inanspruchnahme des inves-

titionsbedingten Gewinnfreibetrags berechtigen. 

 

Der ÖRAK spricht sich entschieden gegen diese massive Einschränkung zu Lasten von Ein-

zelunternehmen sowie Personengesellschaften aus und ersucht um Berücksichtigung fol-

gender Bedenken und eine Rücknahme der geplanten Maßnahme:    

 

Die Einschränkung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages führt nicht nur zu einer 

unmittelbaren steuerlichen Mehrbelastung, sondern verursacht nachgelagert zusätzlich 

eine Erhöhung der Beitragsgrundlage für die Sozialversicherung der Selbständigen. Ein 

Argument für die ursprüngliche Einführung des Gewinnfreibetrages war die Schaffung eines 

Pendants für Selbständige zur steuerlichen Begünstigung der Sonderzahlungen der unselb-

ständig Erwerbstätigen (13. und 14. Gehalt). Die Wirtschaftstreibenden und damit auch 

die Freien Berufe werden nun einseitig steuerlich schlechter gestellt, vor allem angesichts 

gleichzeitiger Gewährung einer lohnsteuerfreien Mitarbeiterprämie 2026. 

 

Hinzu kommt, dass durch diese geplante Maßnahme gerade kleinere und mittelgroße Un-

ternehmen besonders betroffen sind, die vielfach ihre unternehmerische Tätigkeit in der 
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Rechtsform von Einzelunternehmen oder Personengesellschaften ausüben. Viele Unterneh-

men der Freien Berufe sind vielfach auch in den Investitionsmöglichkeiten auf Wertpapiere 

weitgehend beschränkt, zumal sie – anders als Gewerbetreibende – oft keine besonders 

kapital- und investitionsintensiven Tätigkeiten ausführen, somit Realinvestitionen oft nicht 

sinnvoll in Frage kommen. Mit dieser geplanten Maßnahme wird somit nach Überzeugung 

des ÖRAK auch die Steuergerechtigkeit im Vergleich der Besteuerung von Unternehmen 

verschiedener Rechtsformen (zB der GmbH) verletzt.  

 

Der Ankauf von Wertpapieren unter Ausschöpfung des investitionsbedingten Gewinnfrei-

betrages stärkt die Eigenkapitalbildung, die finanzielle Stabilität von Unternehmen sowie 

die langfristige Vorsorge Selbständiger. Eine Abschaffung dieses Gewinnfreibetrages redu-

ziert eindeutig die Attraktivität, unternehmerisch tätig zu sein und setzt ein weiteres ne-

gatives Signal für den bereits in vielen Dingen benachteiligten Wirtschaftsstandort und 

auch den gesamten Finanzmarkt Österreichs.  

 

 

Artikel 26 (KStG) 

 

Der Körperschaftsteuersatz wurde in den letzten Jahren mehrfach angepasst: Er betrug bis 

einschließlich 2022 25 %, wurde im Jahr 2023 auf 24 % und im Jahr 2024 auf 23 % 

gesenkt. Nach dem vorliegenden Entwurf soll ab dem Kalenderjahr 2028 ein progressiver 

Körperschaftsteuertarif eingeführt werden. Dieser soll sowohl für unbeschränkt als auch 

für beschränkt steuerpflichtige Körperschaften gelten. 

 

Im Grundsatz soll der Körperschaftsteuersatz weiterhin 23 % betragen. Für Einkommens-

teile, die einen Betrag von € 1 Mio übersteigen, ist jedoch die Anwendung eines erhöhten 

Steuersatzes von 24 % vorgesehen. 

 

Aus Sicht des ÖRAK ist diese erneute Systemänderung kritisch zu beurteilen. Der Körper-

schaftsteuersatz wurde erst in den letzten Jahren mehrfach angepasst und gezielt gesenkt, 

um die Attraktivität des Standorts Österreich zu stärken. Die nun kurzfristig geplante teil-

weise Rücknahme dieser Senkung durch die Einführung progressiver Elemente steht dazu 

in einem Spannungsverhältnis und beeinträchtigt die steuerliche Planungs- und Rechtssi-

cherheit erheblich. 

 

Gerade für internationale Investoren sind stabile und verlässliche steuerliche Rahmenbe-

dingungen ein wesentliches Entscheidungskriterium. Häufige und kurzfristige Änderungen, 

insb in Form eines raschen Wechsels von Senkungen hin zu faktischen Erhöhungen, können 

das Vertrauen in die Beständigkeit des österreichischen Steuersystems nachhaltig schwä-

chen. 

 

Vor diesem Hintergrund besteht die Befürchtung, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen 

eine abschreckende Wirkung auf ausländische Investoren entfalten und die Attraktivität 

des Wirtschaftsstandorts Österreich nachhaltig beeinträchtigen könnten. Ein konsistentes 

und langfristig planbares Steuersystem wäre demgegenüber geeignet, ein positives Signal 

an internationale Investoren zu senden. 
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Darüber hinaus ist aus der Sicht des ÖRAK die Einführung eines neuen § 8 Abs 2a KStG 

entbehrlich. Hier wird eine gesetzliche Ausschüttungsfiktion generell angeordnet, ohne auf 

den tatsächlichen wirtschaftlichen und rechtlichen Hintergrund von Vereinbarungen zwi-

schen Gesellschaft und ihren Gesellschaftern Rücksicht zu nehmen. Bereits aufgrund der 

geltenden Rechtslage ist es möglich, den Gesellschaftern durch Führung von Verrech-

nungskonten zukommenden Geldflüsse für ihre Lebensführung steuerlich wie Ausschüttun-

gen zu behandeln und somit der Besteuerung zugrundezulegen. Nun wird eine weitere 

regulatorische Erschwerung eingeführt, wonach derartige Verbindlichkeiten auf Verrech-

nungskonten bis zum nächsten Bilanzstichtag auszugleichen oder in fremdübliche Darle-

hensverträge umzuwandeln sind.  

 

Nach Auffassung des ÖRAK sollte diese Neuregelung unterbleiben, weil sie eine weitere 

steuerliche Unsicherheit mit sich bringt und nicht auf die tatsächlichen wirtschaftlichen 

Verhältnisse und den Rechtsgrund derartiger Verrechnungen zwischen Gesellschaft und 

ihren Gesellschaftern Rücksicht nimmt. Eine derart undifferenziert ausgestaltete Ausschüt-

tungsfiktion ist aus der Sicht des ÖRAK abzulehnen.   

 

 

 

 

Wien, am 21. Juni 2026 

 

 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag 

 

 

 

Dr. Armenak Utudjian 

Präsident 

 


